
32 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XIX. GP 

Nachdruck vom 20. U. 1994 

Regierungsvorlage 

Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Belarus über die bila­
teralen Handels- und Wirtschaftsbeziehungen 

Die Republik Österreich und die Republik Belarus, im folgenden "Vertragsparteien" genannt, 
sind 

- vom Wunsche geleitet, die bestehenden bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen zu verstär­
ken, 

- im Bestreben, den Warenaustausch und die wirtschaftliche, industrielle, technische und tech­
nisch-wissenschaftliche Zusammenarbeit auf der Grundlage der Gleichberechtigung und des 
gegenseitigen Vorteils zu fördern, 

- in der Überzeugung, daß das vorliegende Abkommen über die bilateralen Handels- und Wirt­
schaftsbeziehungen eine günstige Voraussetzung und geeignete Grundlage zur Weiterentwick­
lung der bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen schafft, 

- ausgehend von marktwirtschaftlichen Grundsätzen, 
- im Rahmen der in beiden Staaten geltenden Rechtsvorschriften, 

wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Die Vertragsparteien werden im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften 
ihre bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen zwischen den Unternehmen, Organisationen, Gesell­
schaften und Institutionen, im folgenden "Unternehmen" genannt, beider Staaten erleichtern und för­
dern. 

Artikel 2 

(1) Die Vertragsparteien werden im Rahmen ihrer Möglichkeiten und der im jeweiligen Staat gel­
tenden Rechtsvorschriften die wirtschaftliche, industrielle, technische und technisch-wissenschaftliche 
Zusammenarbeit fördern. 

(2) Die Vertragsparteien stimmen überein, 
a) daß insbesondere in folgenden Bereichen gute Kooperationsmöglichkeiten gegeben sind: 

- Gründung von Gemeinschaftsunternehmen und Direktinvestitionen in den Bereichen Pro­
duktion, Handel und Dienstleistungen, 

- Förderung von Technologietransfer und Know-how-Ausbau einschließlich angewandter 
Forschung, 

- Land- und Forstwirtschaft, Lebensmittelindustrie, Verarbeitung landwirtschaftlicher Pro­
dukte, 

- Revitalisierung, Modernisierung, Ausbau, Automation bestehender Anlagen einschließlich 
Rüstungskonversion, 

- Metallurgie und metallverarbeitende Industrie, 
- pharmazeutische, medizinische und chemische Industrie einschließlich Pflanzenschutz, 
- Produktion von Baumateralien, 
- weltweite Vermarktung von Produkten einschließlich Zusammenarbeit auf Drittmärkten, 
- finanzielle und industrielle Dienstleistungen, 
- Energie und gemeinsame Aufsuchung, Gewinnung, Verarbeitung und Vermarktung von 

Erdöl auch in Drittstaaten, 
- Berufsausbildung und Managementschulung, 
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2 32 der Beilagen 

Organisation und Durchführung von Messen, Ausstellungen, Seminaren, Austausch von 
Wirtschaftsdelegationen und Experten; 

b) daß Projekte grundsätzlich nach den höchsten jeweils verfügbaren Standards der Umwelttech­
nologien verwirklicht werden sollen. 

Artikel 3 

(1) Die Vertragsparteien behandeln einander nach dem Grundsatz der Meistbegünstigung hin­
sichtlich der Zölle und sonstigen Abgaben sowie des Erhebungsverfahrens für solche Zölle und sonsti­
ge Abgaben, die anläßlich der Einfuhr oder Ausfuhr von Waren erhoben werden. 

(2) Die Vertragsparteien stimmen überein, daß die MeistbegÜllstigung sich insbesondere nicht auf 
Zugeständisse, Vorteile oder Befreiungen bezieht, die eine der Vertragsparteien gewährt oder gewäh­
ren wird: 

a) Nachbarstaaten zur Erleichterung des Grenzverkehrs, 
b) Staaten, die mit ihr einer Zollunion oder einer Zone des freien oder präferentiellen Handels 

angehören, die bereits besteht oder in Zukunft geschaffen wird, 
c) Mitgliedstaaten der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten oder den Staaten der ehemaligen 

Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, 
d)' Drittstaaten in Anwendung multilateraler Abmachungen, an denen die andere Vertragspartei 

nicht teilnimmt. 

Artikel 4 

Die Vertragsparteien stimmen überein, daß der Tourismus zur Vertiefung der bilateralen Außen­
wirtschaftsbeziehungen beitragen -kann. 

(1) Im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften und auf Grundlage der Emp­
fehlungen der Konferenz der Vereinten Nationen über den Fremdenverkehr und die internationalen 
Reisen, Rom 1963, und der "Tourismus-Charta und Touristen-Code", Sofia 1985, werden beide Ver­
tragsparteien den Tourismus fördern. 

(2) Die wirtschaftliche, industrielle, technische und technisch-wissenschaftliche Zusammenarbeit 
bei Tourismusprojekten sowie beim Ausbau der entsprechenden Infrastruktur soll nach den Grundsät­
zen des Umweltschutzes und des qualitativen Tourismus erfolgen. 

ArtikelS 

Die Vertragsparteien werden im Bewußtsein der Notwendigkeit der Verwirklichung wirtschaftlich 
vernünftiger und ökologisch sicherer Infrastruktursysteme höchstes Interesse der Zusammenarbeit in 
folgenden Bereichen widmen: 

- Eisenbahn, 
- Schiffahrt, 
- Luftfahrt, 
- Telekommunikation, 
- Straßenbau, 
- Wasserwirtschaft. 

Artikel 6 

Der Zahlungsverkehr erfolgt in Übereinstimmung mit den Devisenvorschriften, die in jedem der 
bei den Staaten jeweils in Kraft stehen, in frei konvertierbarer Währung. 

Artikel 7 

(1) Der Warenaustausch und die wirtschaftliche, industrielle, technische und technisch-wissen­
schaftliche Zusammenarbeit im Rahmen dieses Abkommens wird auf kommerzieller Grundlage durch­
geführt. 

(2) Der Handel zwischen den Unternehmen beider Staaten erfolgt zu marktgerechten Preisen, 
sofern die Unternehmen nicht anderes vereinbaren. 

(3) Im Rahmen der im jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften können die Unternehmen 
beider Vertragsparteien zur Erhöhung des Warenaustausches und zur Erweiterung der Warenvielfalt 
in jeder beliebigen Form, wie beispielsweise Barter- und Countertrading, Handel entsprechend den 
internationalen Handelsgebräuchen treiben. 
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Artikel 8 

(1) Die Vertragsparteien nehmen Konsultationen auf, sobald eine Ware im Handel zwischen den 
Vertragsparteien in solchen Mengen oder zu solchen Preisen oder unter solchen Bedingungen einge­
führt wird, daß den inländischen Herstellern gleichartiger oder unmittelbar konkurrierender Waren 
eine sch",:erwiegende Schädigung verursacht wird oder verursacht zu werden droht. 

(2) Stellen die Vertragsparteien in diesen Konsultationen einvernehmlich fest, daß eine im Abs. 1 
genannte Situation besteht, so werden die Ausfuhren beschränkt oder andere Maßnahmen getroffen, 
um eine Schädigung zu verhüten oder zu beseitigen. 

(3) Erzielen die Vertragsparteien keine Einigung, so steht es der Vertragspartei, welche die Kon­
sultationen beantragt hat, frei, die Einfuhren der betreffenden Waren soweit und so lange zu beschrän­
ken, wie dies zur Verhütung oder Beseitigung der Schädigung erforderlich ist. Der anderen Vertrags­
partei steht es dann frei, von ihren Verpflichtungen gegenüber der ersten Vertragspartei für ein im 
wesentlichen gleichwertiges Handelsvolumen abzuweichen. 

(4) In Fällen, in denen ein Aufschub einen schwerwiegenden Schaden verursachen würde, können 
vorläufige Maßnahmen ohne vorherige Konsultationen getroffen werden. In diesem Fall setzt jene Ver­
tragspartei, die die vorläufigen Maßnahmen ergriffen hat, die andere Vertragspartei davon unverzüg­
lich und schriftlich in Kenntnis. Danach sind sofort Konsultationen aufzunehmen. 

(5) Bei der Auswahl von Maßnahmen nach diesem Artikel bevorzugen die Vertragsparteien Maß­
nahmen, die das Weiterfunktionieren dieses Abkommens am wenigsten beeinträchtigen. 

Artikel 9 

Die Vertragsparteien erkennen die Nützlichkeit und Notwendigkeit einer stärkeren Beteiligung 
kleiner und mittlerer Unternehmen an den bilateralen Außenwirtschaftsbeziehungen an. 

Artikel 10 

(1) Die Vertragsparteien empfehlen den Unternehmen zur Streitbeilegung primär freundschaftli­
che Lösungen im beiderseitigen Einvernehmen. 

(2) Im Rahmen der in beiden Staaten geltenden Rechtsvorschriften 
- fördern die Vertragsparteien die Regelung von Streitfragen zwischen Unternehmen im Zusam­

menhang mit Handels- und Kooperationsgeschäften sowie bei der Gründung von Gemein­
schaftsunternehmen und Direktinvestitionen der Vertragsparteien durch Schiedsgerichte, 

- fördern die Vertragsparteien die Anwendung der von der Kommission der Vereinten Nationen 
für internationales Handelsrecht (UNCITRAL) ausgearbeiteten Schiedsregeln und die Ein­
schaltung eines Schiedsgerichts eines Unterzeichnerstaates des 1958 in New York geschlosse­
nen Übereinkommens über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprü­
che. 

Artikel 11 

Die während der Geltungsdauer des vorliegenden Abkommens von den Unternehmen bei der 
Staaten übernommenen Rechtsverbindlichkeiten bleiben vom Ablauf oder einer teilweisen oder gänz­
lichen Änderung des vorliegenden Abkommens unberührt. 

Artikel 12 

(1) Mit dem vorliegenden Abkommen wird eine Gemischte Kommission errichtet, welche auf 
Wunsch einer der beiden Vertragsparteien abwechselnd in Österreich und Belarus zusammentreten 
wird. 

(2) Zu den Aufgaben dieser Gemischten Kommission gehören insbesondere: 
- Prüfung der Entwicklung der bilateralen Handels- und Wirtschaftsbeziehungen, 
- Erschließung neuer Möglichkeiten sowie Förderung der zukünftigen wirtschaftlichen Zusam-

menarbeit, 
- Erstellung von Vorschlägen zur Verbesserung der Bedingungen der wirtschaftlichen, indu­

striellen, technischen und technisch-wissenschaftlichen Zusammenarbeit zwischen den Unter­
nehmen beider Staaten. 

Artikel 13 

(1) Mit Rechtswirksamkeit der Teilnahme einer Vertragspartei oder beider Vertragsparteien am 
Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) oder des Beitrittes zu den Europäischen Gemeinschaften (EG) 
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4 32 der Beilagen 

oder einer dieser nachfolgenden Organisation sind die Vertragsparteien durch dieses Abkommen inso­
fern nicht gebunden, als dies mit dem sich dadurch ergebenden Rechtsbestand unvereinbar ist. 

(2) In diesem Fall werden die Vertragsparteien gemeinsam die weitergeltenden Bestimmungen 
des vorliegenden Abkommens feststellen. 

Artikel 14 

(1) Dieses Abkommen wird für die Dauer von einem Jahr abgeschlossen und verlängert sich 
jeweils um ein weiteres Jahr, wenn es nicht drei Monate vor Ablauf seiner Gültigkeitvon einer der 
beiden Vertragsparteien schriftlich auf diplomatischem Wege gekündigt wird. 

(2) Das vorliegende Abkommen tritt mit dem ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der auf den 
Monat folgt, in dem die Vertragsparteien einander notifiziert haben, daß ihre jeweiligen innerstaatli­
chen Voraussetzungen für das Inkrafttreten dieses Abkommens erfüllt sind. 

Geschehen zu Wien, am 2. Oktober 1992, in zwei Urschriften, jeweils in deutscher und belarusi­
scher Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise authentisch sind. 

Für die Republik Österreich: 

Wolfgang Schüssel 

Für die Republik Belarus: 

Wjatscheslaw Franzewitsch Kebitsch 
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rr ArA ~ H E H H E 

rraMIm PacrryoniKaM AYCTP~R I PacrryoniKaM Benapyco 
ao ~ByxoaKoB~x raH~neB~ I aKaHaMlqHHx CYBR3RX 

PacrryoniKa AYCTP~H I PacrryoniKa Eenapycb, HKIH Ha3~BaIDQQa 
Y ,I\aneMlIIbIM ",llaraBOpHbIR EaK I" , 

KIPYlOtJbICH lfIa,I\aHHeM YMaQoYBaQb ICHYlOtJbIR ,I\ByxoaKOBbIR 3HelllHe­
aKaHaMltJH~H cYBH3I; 

IMKHYtJ~CH ca,I\3eMHltJaQb pa3BIQQIO TaBapaaoapoTY, aKaHaMrtJHa­
MY, rrpaM~cnOBaMY, TaxHltJHaMY I HaBYKoBa-TaxHltJHaMY cyrrpaQoYHIQT­
BY Ha aCHOB8 pOYHacQI I Y3a8MHaM Bblra,I\bI; 

OY,I\YtJbI rrepaKaHaHbIMI, lIITO raTa TIara,I\H8HH8 ao ,I\ByxoaKoB~x 
raH,I\neBbIX I aKaHaMltJH~x CYBH3HX CTBOPbIQb CnpbIRJIbHbIR npa,I\naCbIn­
K I I TpbIBanYID aCHOBY ,I\JIH ,I\an8MlIIara pa3B IQQH ,I\ByxoaKoBblx 3H8111H8-
aKaHaMltJH~x CYBH38M; 

3~XO,I\3HtJ~ 3 np~HQ~rray p~HatJHaM aKaHoMIKI; 

Y paMKax 3aKBHa,I\aycTBa, HK08 ,I\38HHltJa8 Y aoe,I\3BIDX ,I\3Hplfla-
Bax, 

,I\aMOBlnicH ao HilfIaMna,I\a,I\3eH~M: 

ApTblKyn I 

5 

,llaraBopHbIH EaK I aoaBH3YIOQQa Y paMKax ,I\38lOtJara Y aoe,I\3BIDX 
,I\3HplflaBax 3aKaHa,I\aycTBa ca,I\38MHltJaQb pa3BIQQIO ,I\ByxoaKoBhlx raH,!\JIe­
BbIX I aKaHaMltJHbIX CYBH38M naMiIK npa,I\np~8McTBaMI, apraHr3aQ~HM±, 

TaBap~cTBaMI I YCTaHoBaMI, HKIH Ha3hlBalOQQa Y ,I\aJIeHllihlM "Cyo'eK­
TaMI". 
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6 32 der Beilagen 

2. 

APTmtyJI 2 

,UaraBOpHbl.FI BaKI, SbIXO,nS.FIqbl ca cBa1x MarqblMacQeti I Y a,nrraBe,n­
HacQ1 S saRaHa,naycTBaM, .FIKOe ,nsetiH1qae Y KO*Hati S ,ns.FIp*ay, oY­
,nYQb ca,nseMHlqaQb sKaHaMlqHaMY, rrpaMbICJIOBaMY, TsxHlqHaMY I Ha­
BYKoBa-TsxHlqHaMY cyrrpaQoYHIQTBY. 

,UaraBOpHbl.FI BaRI nara,nH.FI1OQQa, IIITO: 
a) acaoJIIBbI.FI MarqblMacQ1 KaarrepaQbli Ma10QQa Y HacTynHblx raJII-

Hax: 
CTBapSHHe CYMeCHbIX npa,nnpbleMcTBay I npaMbl.FI IHBecTbIQbIf y 

npaMbICJIOBaCQb, raH,naJIb I nacJIyr1; 
CnpbI.FIHHe nepa,natrbI TsxHaJIorlti, "Hoy-xay", YKJI1Oqa1OqbI npbIRJIa,n­

HbI.FI ,naCJIe,nBaHH I ; 
CeJIbCRa.FI I JIHCHaH racna,napRa, neparrpaQoYRa CeJIbCKaracna,nap­

qati npa,nYKQbI1I XapqOBaM rrpaMblcJIoBacQI; 
pSICaHcTPYRQbIH, Ma,nSPH I saQbI.FI, paClIlbIp3HHe I aYTaMaTbIsaQbIH 

i CHY10qblX npaMblCJIOBbIX BbITBOpqacQeM, YKJI1Oqaroqbl KaHBepc 110 rrpa,nnpbI­
eMcTBay aoapoHHaM npaMbIcJIoBacQI; 

MeTaJIypr IqHaH I MeTaJIaanpaQoYqa.FI npaMbICJIOBaCQb; 
~apMaQ3YTbIqHa.FI, Me,nbIQbIHCRa.FI I xIMlqHaH npaMbIcJIoBacQI, YKJI1O-

qa10qbI aXOBY pacJIIH; 
BbITBOpqaCQb oy,naYHlqblX MaT3pbl.FIJIay; 
MapReTbIHr, YKJI1Oqa1Oqbl cynpaQoYHIQTBa s Tp3QIMI RpaiHaMI; 
~IHaHcaBbI.FI I npaMbICJIOBbIH nacJIyrI; 
3HepreTblKa, CYMeCHbI.FI nOIIlYK, s,naoblqa, nepanpaQoYKa I MapKe­

TbIHr Ha~Tbl, Y TbIM JIIKY I Y TP3Qlx RpaiHax; 
npa~ecIMHaH na,npblxToYKa I na,npbIxToYKa KipyroqbIX Ra,npay; 
apraHIsaQbli I npaBH,nseHHe RipMalIloy, BbIcTay i ceMI Hapay, 

aOMeH raH,nJIeBa-3R8HaMIliHbIMI ,n3JIeraQbIHMI I 3RcnepTaMI; 
6) npaeKTbI p3aJIIsoYBa1OQQa ya,nnaBe,nH8cQI s HaMBblIII3MlIlblMI 

ICHyroqblMI y BbllIIsMHasBaHblx raJIIHax 3RaJIarlqHblMI naTpaoaBaHH.FIMI 
,na T3xHaJIoriM. 

APTHRYJI 3 

I. ,UaraBOpHbI.FI BaRI ,naMoBIJIICH ao rrpblHQblrre HatioOJIblIlara cnpblHH-
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3. 

Hff Y aAHOC IHaX Aa MbITHbIX rrolliJIIH I IHllibIX 36opay, a TaRcaMa crroca-
6ax crrarHaHHff TaRIx MbITHbIX rrolliJIlH I lHllibIx 360pay rrpbI BbIBa3e I 
YBo3e TaBapay. 

7 

2 • .1laraBOpHbI.Fi BaRI rraraAHlJIIC.Fi Y TbIM, IlITO rrpbIHlwrr, rrpaAyr­
JIe.n;JKaHbI y rr. IrsTara apTbIRYJIa He pacrraYCIO.n;JKBaeu;u;a, Y rrpbIBa THacu; I, 
Ha JIbrOTbI I rrpbIBIJIei, .FiRi.Fi a,Il;SIH S .1laraBopHbIX BaROY rrpaAaCTaYJI.Fie 
U;I rrpa,Il;aCTaBIU;b Y 6YAyqbIM: 

a) cyceAHIM ,Il;SffpJKaBaM Y MSTax rraJI.FirqSHHH rrpbIrpaHIqHara 
raH,Il;JIIO; 

6) ,Il;SHpJKaBaM, RItt H pasaM S SM YBaXO,Il;S.FiU;b Y MbITHbI caI03 U; I 
SOHY cBa6o,Il;Hara U;I rrps~epsHU;bIMHara raHAJIIO, HRIH YJKO ICHyroU;b u;i 
6YAYU;b CTBopaHbI y 6YAyqbIM; 

B) ASHpJKaBaM -- qJIeHaM CaAPYJKHaCU;I HeSaJIeJKHbIX .1ls.FipJKay a60 
ASRpJKaBaM, ffRI.Fi paHeM YBaxOASIJII Y Caros CaBeU;RIx CaU;bIRJIlcTbIqHbIX 
Pscrry6JIIR; 

r) TPSU;IM RpaIHaM Y paMRax IlIMaT6aRoBbIx .n;aMoYJIeHaCu;eM, Y 
.FiRIx He y.n;seJIbHlqae .n;PyrI .1laraBopHbI BOR. 

ApTYKYJI 4 

.1laraBopHbIH BaRI rrara.n;HRrou;u;a Y TbIM, IlITO TYPbISM MOJKa YHecU;I 
YRJIa.n; Y rrarJIbI6JIeHHe .n;Byx6aRoBbIx sHeIllHesRaHaMIqHbIX cYBRseM. 

I. .1laraBopHbIR BaR I 6y.n;YU;b ca.n;seMH IqaU;b paSB IU;U;ro TYPbISMY Y 
paMRax .n;seroqara Y ROJKHaM .n;SRpJKaBe saRaHa.n;aycTBa I Ha aCHOBe pSRa­
MeH,Il;aU;bIM KaH~ep8HU;bII ApraHIsaU;bII A6'.Fi.n;HaHbIX HaU;bIM rra MIJKHapo.n;­
HaMY TYPbI3MY I MIJKHapo,Il;HbIM BaH,Il;paBaHH.FiM (PbIM, I963r.), a TaRcaMa 
"XapTbII TYPbI3MY i Ro.n;3Rca TYPbIcTa" (Cal1>IH, r985r.). 

2. 3RaHaMIQHae, rrpaMbICJIOBae, T3XHIqHae I HaBYRoBa-T3xHlqHae 
cyrrpau;oYHIU;TBa Y p3aJII3aU;bII TYPbICU;RIX rrpaeRTay, a TaRcaMa Y 
paSB I U;U; I a.n;rraB eAHaM I H~pa C TPYRTYPbI aJKbIU;U;RY JIReu;u;a Ha rrpbIHU;bI-
rrax aXOBbI HaBaROJIbHara aCRpo.n;.n;S.Fi I apraHIsaU;bII TYPbISMY Ha RRac­
HbIM YSPOYH I • 

APTHKYJI 5 
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8 32 der Beilagen 

4. 

i 3RaJIaritma 6HCrreqHbIX CiCT3M i HcppaCTPYRTYPbI, .L\araBopHblH BaRi 
~aMoBiJIIcH 3BHpTaQb aca6JIIBYID gBary RaarrepaQbli g HacTyrrHblx raJII­
HaX: 

qblrYHaqHbl TpaHCrrapT; 
CY~HaXO~HaCQb; 

rraBeTpaHaH CYBH3b; 
T3JIeKaMYHIRaQbli; 
rapa~CRr TpaHCrrapT; 
BO~HaH raCrra~apRa. 

ApThlKYJI 6 

PaSJIrRr r rrJIaQHlKbI alKbIQQHgJIHIOQQa g a~rraBe~HaCQI 3 ~3eIDqbIM 
Y ROlKHaH 3 ~3HplKag cprHaHCaBblM 3aRaHa~agcTBaM Y cBa6o~Ha RaHBep­
CaBaHaH BaJIIOQe. 

ApThlKYJI 7 

I. TaBapaa6MeH, a TaRcaMa 3RaHaMiQHae, rrpaMblCJIOBae, T3XHrQHae 
r HaBYRoBa-T3XHIQHae cyrrpaQogHrQTBa g paMRax carrpag~Hara rrara~HeH­
HH alKbIQQHgJIHeQQa Ha RaMepQbIHHaH aCHOBe. 

2. raH~aJIb rraM ilK Cy6' eRTaM r a6e~3BIOx ~3HplKag alKbIQQHgJIHeQQa 
Ha aCHOBe pblHaQHblX Q3H, RaJIi Cy6'eRTbl He ~aMOBrJIICH a6 IHillblM. 

3. 3 M3TaH rraBeJIrQ3HHH TaBapaa6apoTY i rraillblp3HHH Hro HaMeH­
RJIa TYPbI Cy6' eRTbI .L\araBopHbIX BaRog y paMRax ~3eIDQara g Rpa i Hax 
naraBopHblx BaRog 3aRaHa~agcTBa MoryQb alKblQQHgJIHQb raH~aJIb Y JIIO-
6bIX cpopMax, rrpbIHHTbIX Y M I lKHapo~Hail! raH~JIeBaH rrpaRTbIUbI, YRJIIDQaID­
Qbl 6apTapHblH i CYCTP3QHblH arrepaQblI. 

ApThlKYJI 8 

I. naraBopHblH BaRi paCrraQHYUb RaHcYJIbTaUblI, HR TOJIbRI Ba 
g3aeMHbIM raH~JIi 6Y~3e Ha3rpauua gB03 HRora-He6Y~3b TaBapa g Ta­
Koil! KOJIbRaCur Ur rra TaKrx U3Hax, ur Ha TaRrx YMOBax, HErH HaHO­
CHUb UI rrarHalKaIDUb HaHeCUI 3HaQHbl gPOH BblTBopuaM rra~o6HblX aJIb60 
Herracp3~Ha KaHRYPbIPyIOQbIX TaBapag. 
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5. 

2. KaJI I Y xo.n;se rSTblX RaHcYJIbTaU;bIM ,I\araBOpHbI.fI BaR I a.n;Ha.n;yru­

Ha YCTaHOB.fIU;b, WTO rra.n;a.n;seHa.fI Y rrYHRu;e I ciTyaU;hl.fI Mae Mecu;a, 

TO YBOS 6y.n;se a6Me1llaBaHbI U;I 6y.n;yU;b rrpbIH.fITbI IHWbI.fI MepbI S MSTaM 

rrpa.n;yxIJIeHHfl U;I JIIRBI.n;aBaHH.fI YPOHY. 

3. KaJI I ,I\araBOpHbI.fI BaK I He rrpbI.n;YU;b .n;a sro.n;bI, TO ,UaraBopHhl 

BOK, .fIKI rra.n;aY Sa.fIBY a6 rrpaB.fI.n;seHHI KaHCYJIbTaU;hlM, 6y.n;se MeU;b 

rrpaBa a6MelllaBaU;b YBOS a,I:\rraBe.n;HbIX TaBapay Y TOM cTyrreH I, U;I Ha 

TaKI TSPMIH, .fIKlfl Hea6xo,I:\HbI .n;JI.fI rrpa.n;yxIJIeHH.fI U;I JIIKBI.n;aBaHH.fI 

YPOHY· ,Upyri ,UaraBopHbI BOK y TaRIM BbIITa,I:\KY 6Y,I:\se MeU;b rrpaBa a.n;­

cTyrrIU;b a.n; cBalx a6aB.fISKay rrepa,I:\ rrepWbIM ,UaraBopHbIM BOKaM y rraMe­

pax rrphlKJIa,I:\Ha SKBIBaJIeHTHara a6'§MY raH,I:\JIID. 

4. Y BbIITa.n;Kax, KaJII a,I:\TspMIHoYKa HaHeCJIa '6 SHatIHbI YPOH, 

tIaCOBbI.fI Mepbl MorYU;b 6bIU;b rrpbIH.fITbI 6es rrarr.fIps.n;H IX KaHcYJIbTaU;bIM. 

Y rSTbIM BbIITa,I:\KY ,I\araBopHbI BOK, .fIK I Y1KhlY rSTbI.fI MepbI, Hea.n;KJIa.n;Ha 

I rrlcbMoBa rraBe.n;aMJI.fIe a6 rSThlM .n;pyrOMY ,UaraBopHaMY BOKY, rraCJI.fI 

tIaro KaHcYJIbTaU;bIf rraB I HHbI 6bIU;b rratIa TbI Hea.n;KJIa.n;Ha. 

5. IIPbI BbI6apbl Mep y a.n;rraBe.n;Hacu; I S rSThlM apTbIKYJIaM ,UaraBop­

HbI.fI BaK I 6y.n;YU;b a.n;.n;aBaU;b rrepaBary MeparrpbleMCTBaM, .fIK I.fI P06.fIU;b 

Hal1MeHWbl HeraTblYHbl yrrJIblY Ha .n;aJIel1wae <PYHKU;bI.fIH IpaBaHHe rSTara IIa­

r.a.n;HeHH.fI. 

APTblKYJI 9 

,UaraBOpHhl.fI BaKI rrphlSHamU;b KaphlCHaCU;b I Hea6xo.n;HacU;b 60JIbW 

aKTblYHara Y.n;seJIY MaJIblX I C.fIPS.n;H Ix rrpa.n;rrpbleMcTBaY Y ,I:\Byx6aKoBblx 

raH.n;JI§Ba-sKaHaMItIHhlx CYB.fIS.fIX. 

APTblKYJI 10 

I. ,I\araBopHblfl BaKI pSKaMeH.n;ymU;b Cy6' eKTaM BblpawaU;b crrpstIRI 

Y rrepwym tIapry rra-c.fI6poYCKY rrpbl ysaeMHaM sro.n;se. 

9 

2. Y paMRax .n;seIDtIara Y .n;S.fIplllaBaX ,UaraBopHhlx BaKoy saKaHa.n;aY-

CTBa: 

,UaraBOpHhl.fI BaKI SaaXBOtIBaIDU;b CKaphlCTaHHe ap6ITpa1llY .n;JI.fI YPs­

rYJI.fIBaHH.fI CrrpStIHbIX ITbITaHH.fIY rraM f1II Cy6' eKTaMI a60.n;BYx ,UaraBopHblX 
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6. 

BaKOY, SB.ffSaHhIX S raH~JIeBhIMI I Kaanepa~bIMHbIMI s~3eJIKaMI, a TaKca­
Ma ca s~seJIKaMI, .ffKI.ff YSHIKaIO~D nphI cTBapsHHI CYMeCHbIX npa~npbleM­
cTBay I a*hI~~ffYJIeHHI npaMhIX KanITaJIaYKJIa~aHHffY; 

,l(araBopHblff BaKI SaaXBOqBaIO~D npbIM.ffHeHHe apo iTpa*Hblx npaB iJI, 
pacnpa~aBaHbIX KaMiciffM ApraHisa~hIi Ao' ff~HaHbIX Ha~bIM na npaBY 
M hHapo~Hara raH~JIIO (IOHCI TPAJI ), i npbI~ffI'HeHHe apo iTpa*y a~HoM 
S ~s.ffp*aY - Y~SeJIDHi~ KaHBeH~hIi ao npbIsHaHHi i BbIKaHaHHI saMe*­
HbIX ap6iTpa*Hblx palJlSHHffY (HDIO-ßOPK, r958r.). 

ApThlKYJI 11 

ITaCJIff cnhIHeHH.ff ~SeffHH.ff ~a~seHara ITara~HeHHff nOYHac~IO aoo 
qaCTKOBa ffro naJIa*sHHi OY~Y~D nphIM.ffH.ff~~a ~a ycix SaKJIIOqaHhIX 
Cyo'eKTaMi KaHTpaKTay, aoaB.ffSa~eJIDCTBhI na ffKix YSHiKJII Y nephI.ff~ 
ffro ~SeffHH.ff i He BhIKaHaHhI ~a MOMaHTY cnhIHeHHff aoo SMffHeHHff ITa­
ra~HeHHff. 

APThlKYJI I2 

I. ,l(a~seHhIM ITara~HeHHeM cTBapae~~a SMelJlaHaff KaMicIff, ffKaff 
6y~se s6ipa~~a na *a~aHHIO a~Haro S ,l(araBopHhIx BaKoy na qapse Y 
PscnYOJIi~hI AYCTPhIff I Pscny6JIi~hI BeJIapycD. 

2. y 3a~aqhI rSTaM SMelJlaHaM KaMicii oy~se YBaxo~si~D: 
aHaJIi s paSB i~~ff ~Byx6aKoBblx raH~JIeBhIX i S·KaHaM iqHbIX cYBffseM; 
BhISHaqSHHe HOBhIX nepcneKThIY cynpa~oYHI~TBa, a TaKcaMa IJIJIffXOY 

ix pSaJIi3a~bIi; 
pacnpa~oYKa npanaHoy na naJI.ffnIJlSHHIO YMOY sKaHaMiqHara, npa­

MhICJIOBara, TSXHiqHara I HaBYKoBa-TSXHIqHara cynpa~oYHi~TBa na­
Mi* Cy6'eKTaMI aoo~BYx BaKoy. 

APThlKYJI 13 

Ca~H.ff canpaY~Hara Y~3eJIya~Haro ,l(araBopHara BOKY aJID60 
aoo~Byx,l(araBopHhIx BaKoy y EypaneMcKati 8KaHaMIqHal1 ITpacTophI 
(E8IT) aoo YBaxo~*aHH.ff Y Eypanel1CKae CynOJIDHi~TBa aJID60 apraHI-
3a~hIi, ffKIff 6y~y~D IX npaBanepaeMHiKaMI,,l(araBOpHhI.ff BaKi He 
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7. 

OY,IJ;Y~b 3B.fI3aHhI rSThIM IIara,lJ;HeHHeM Y TOM l1aCT~hI, .fHta.fI oY,IJ;3e He­

CYM.fIIIIl1aJIbHaM 3 IX cTaTycaM l1JIeHay 3a3Hal1aHhIX Y rSThIM apThIRYJIe 

apraH I 3a~hIM. 

11 

2. Y TaKIM BhIrra,lJ;KY ,IJ,araBOpHhI.fI BaKI CYMeCHa BhI3Hal1a~b TbI.fI rra­

JIa*sHHI rSTara IIara,lJ;HeHH.fI, .fIKI.fI OY,IJ;Y~b ,lJ;3eMHIl1a~b Y ,lJ;aJIeMlllhIM. 

ApTLlKYJI I4 

I. ,IJ,a,lJ;3eHae IIara,lJ;HeHHe 3aKJIIDl1ae~~a TspMIHaM Ha a,lJ;3IH ro,lJ; I 

aYTaMaThIl1Ha rrpa,lJ;ay*ae~~a Ha KO*HhI HacTyrrHhl ro,lJ;, KaJII a,lJ;SIH 3 Ba­

KOY 3a TPhI MeC.fI~hI ,lJ;a 3aKaHl1SHH.fI TSPMIHY .fIro ,lJ;3e.fIHH.fI He rraBe,lJ;aMI~b 

rrlcbMoBa rra ,lJ;hIrrJIaMaThIl1HhIX KaHaJIaX ,lJ;PyrOMY BOKY ao cBaiM HaMephl 

CKacaBa~b .fIro. 

2. rSTa IIara,lJ;HeHHe YBOM,IJ;3e y CIJIY Y rreplllhI ,lJ;3eHb TpS~.fIra Me­

C.fI~a, IIITO HaCTaHe 3a MeC.fI~aM, Y .fIKIM ,IJ,araBOpHhI.fI BaKI rraBe.n;aM.fI~b 

a,IJ;SIH a,lJ;HaMY IIIJI.fIXaM aOMeHY HOTaMI , IIITO IX a,lJ;naBe,lJ;HhI.fI YHYTPhI,IJ;3.fIP­

lKaYHhI.fI rrpa~s.n;YPhI, rrpa,lJ;yrJIe,lJ;*aHhI.fI SaKaHa,lJ;aycTBaM, ,lJ;3eIDl1bIM y Kpa I­

Hax ,IJ,araBopHhIx BaKoy a,lJ;HOCHa YBaXO,lJ;*aHH.fI y CIJIY ,lJ;a,lJ;3eHara IIara,lJ;­

HeHH.fI, BhIKaHaHhI. 

Yl1hIHeHa y ßEH E I t. 040. ",,'f'tl.. 

KOIKHhI Ha H.fIMe~KaM I oeJIapycKaM MOBax, 

a.n;HOJIbKaBYID CIJIY. 

Y ,lJ;BYX 3K3eMnJI.fIpaX, 

nphIl1hIM aOO,lJ;Ba TSKCThI Ma[Q~b 

3a Pacny6JI iKY AycTPLIH 3a Pacny6JIiKY BeJIapycb 
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12 32 der Beilagen 

VORBLATI 

Problem: 

In Hinblick darauf, daß mit dem Zerfall der Sowjetunion die Republik Belarus als neues Völker­
rechtssubjekt entstanden ist, ergab sich die Notwendigkeit der vertraglichen Regelung der außenwirt­
schaftlichen Beziehungen zu diesem Staat. 

Die Republik Belarus ist noch nicht Vertragspartner des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkom­
men(GATT). 

Ziel: 

Mit dem Abkommen über die bilateralen Handels- und Wirtschaftsbeziehungen soll einerseits der 
bilaterale Warenverkehr und andererseits auch die wirtschaftliche, industrielle, technische und tech­
nisch-wissenschaftliche Zusammenarbeit mit der Republik Belarus geregelt werden. 

Durch das Abkommen räumen die Republik Österreich und die Republik Belarus einander die 
Meistbegünstigung hinsichtlich der Zölle und sonstigen Abgaben im Umgang von Art. I und V Allge­
meines Zoll- und Handelsabkommen (GATT) ein. 

Alternative: 

Nichtabschluß des Abkommens und ein damit verbundener vertragsfreier Zustand im wirtschaft­
lichen Bereich. 

Kosten: 

Das Abkommen kann im Rahmen der bestehenden Administration verwaltet werden. Durch die 
im Abkommen vorgesehene Errichtung einer "Gemischten Kommission" werden keine nennenswer­
ten Mehrkosten entstehen. 

EWR- bzw. EG-Kompatibilität: 

Im Abkommen ist vorgesehen, daß mit Rechtswirksamkeit der Teilnahme einer Vertragspartei am 
Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) bzw. bei deren Beitritt zu den Europäischen Gemeinschaften 
(EG) jene Bestimmungen des Abkommens ihre Bindungswirkung für die Vertragsparteien verlie­
ren, die mit dem neuen Rechtsbestand unvereinbar sind. Es entfällt somit die Notwendigkeit einer for­
mellen Kündigung des Abkommens. Jene Bestimmungen, die mit dem neuen Rechtsbestand vereinbar 
sind, werden in einer gemeinsamen Bestandsaufnahme durch die Vertragsparteien als weitergeltend 
identifiziert werden. 

Die in den Art. 2 und 5 des vorliegenden Abkommens vorgesehene Intensivierung der bilateralen 
Zusammenarbeit im wirtschaftlichen, industriellen, technischen und technisch-wissenschaftlichen 
Bereich, so vor allem durch die Definition chancenreicher Kooperationsbereiche und Projekte, stellt 
eine notwendige Ergänzung der wirtschaftsvertraglichen Beziehungen zwischen den EG und Belarus 
unter bewußter Inanspruchnahme des autonomen Regelungsbereiches dar. 
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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 

Das Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Republik Belarus über die bilateralen 
Handels- und Wirtschafts beziehungen enthält - wegen Einräumung der Meistbegünstigung an ein 
Nicht-GAIT-Mitglied - gesetzändernde Bestimmungen und bedarf daher gemäß Art. 50 Abs. 1 
B-VG der Genehmigung durch den Nationalrat. Es hat keinen politischen Charakter und ist der 
unmittelbaren Anwendung im innerstaatlichen Bereich zugänglich, sodaß eine Erlassung von Ge­
setzen gemäß Art. 50 Abs. 2 B-VG nicht erforderlich ist. Einer Zustimmung des Bundesrates 
gemäß Art. 50 Abs. 1 zweiter Satz bedarf es nicht, da keine Angelegenheiten geregelt werden, 
die in den selbständigen Wirkungsbereich der Länder fallen. 

Dieses Abkommen soll "eine günstige Voraussetzung und geeignete Grundlage zur Weiterent­
wicklung der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen" (Präambel) schaffen. 

Obwohl Belarus nicht Mitglied des GA IT ist, sieht das Abkommen, in Würdigung und zur Unter­
stützungder bisherigen politischen und wirtschaftlichen Reformbestrebungen, die Einräumung der 
"Meistbegünstigung" im Umfang von Artikel I und V GA IT vor. 

"Von marktwirtschaftlichen Grundsätzen ausgehend" (Präambel) wird dieses Abkommen nicht 
nur den Waren austausch, sondern auch die wirtschaftliche, industrielle, technische und technisch-wis­
senschaftliche Zusammenarbeit regeln. 

Zu dem im Abkommen wiederholt vorkommenden Begriff "technisch-wissenschaftliche Zusam­
menarbeit" wird festgehalten, daß in der belarusischen Sprache und der seinerzeitigen sowjetischen 
Rechtsterminologie traditionell "technisch-wissenschaftliche Zusammenarbeit" als Synonym für 
"angewandte Forschung" gebraucht wird. In diesem Sinn wurde gegenüber der belarusischen Seite 
klargestellt, daß in den vorliegenden Bestimmungen nur Kompetenzen des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Angelegenheiten berührt sind. 

Besonderer Teil 

Zur Präambel: 

Neben allgemeinen Zielsetzungen, wie dem Wunsche nach Intensivierung der bestehenden bei­
derseitigen Wirtschaftsbeziehungen sowie dem Bestreben den Warenaustausch und die wirtschaftli­
che, industrielle, technische und technisch-wissenschaftliche Zusammenarbeit zu fördern und dem 
Bekenntnis zu marktwirtschaftlichen Grundsätzen, ist auch ein Rechtsvorbehalt zugunsten der "im 
jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften" verankert. 

Zu Artikel 1: 

In Fortführung des Bekenntnisses zu marktwirtschaftlichen Grundsätzen wird generell die Förde­
rung der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen zwischen den "Unternehmen" beider Staaten festgelegt. 

Zu Artikel 2: 

Beispielhafte Anführung chancenreicher Kooperationsbereiche, wobei als Maßstab die "höchsten 
Standards der Umwelttechnologien" normiert sind. 

Zu Artikel 3 (gesetzändernd): 

Die Vertragsparteien gewähren einander im Abs. 1 die Meistbegünstigung im Umfang von Art. I 
und V des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens (GAIT). 

Im Abs. 2 sind die Ausnahmen vom Grundsatz der Meistbegünstigung festgelegt. 
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Zu Artikel 4: 

Beiderseitiges Bekenntnis zur Förderung des Tourismus im Rahmen der im jeweiligen Staat gel­
tenden Rechtsvorschriften sowie der gemeinsamen internationalen Verpflichtungen der Vertragspar­
teien. Die Zusammenarbeit bei Tourismusprojekten sowie der Ausbau der entsprechenden Infrastruk­
tur soll nach den Grundsätzen des Umweltschutzes erfolgen und auf die Qualität im Touismus Bedacht 
nehmen. 

Zu Artikel 5: 

Höchstes Interesse soll der Zusammenarbeit in den angeführtenInfrastrukturbereichen gewidmet 
werden, in Hinblick auf die Verwirklichung wirtschaftlich vernünftiger und ökologisch vertretbarer 
Infrastruktursysteme. 

Zu Artikel 6: 

Der Zahlungsverkehr zwischen Österreich und Belarus soll in frei konvertierbarer Währung erfol­
gen. 

Zu Artikel 7: 

Der Handel zwischen den Unternehmen beider Staaten soll zu marktgerechten Preisen erfolgen 
und ist in jeder beliebigen Form entsprechend den internationalen Handelsbräuchen und Finanzprak­
tiken möglich. 

Zu Artikel 8: 

Zur Vermeidung von Störungen am Inlandsmarkt sowie zum Schutz der inländischen Hersteller 
vor schwerwiegenden Schädigungen ist bei auftretenden Schwierigkeiten im bilateralen Handel 
zunächst durch die Aufnahme von Konsultationen eine gemeinsame Lösung anzustreben. Wird in 
den Konsultationen keine Einigung erzielt, so kann die betroffene Vertragspartei einseitige Maßnah­
men setzen, soweit diese zur Verhütung oder Beseitigung der Schädigung erforderlich sind, wobei 
die andere Vertragspartei dann ihrerseits die Möglichkeit hat, von ihren Verpflichtungen für ein im 
wesentlichen gleichwertiges Handelsvolumen abzuweichen. 

Abs. 4 bietet die Möglichkeit der Ergreifung vorläufiger Maßnahmen ohne vorherige Konsultatio­
nen in Fällen, in denen ein Aufschub einen schwerwiegenden Schaden verursachen würde. 

Für die Auswahl der Maßnahmen gilt das Prinzip des jeweils gelindesten Mittels. 

Zu Artikel 9: 

Beiderseitiges Bekenntnis der Notwendigkeit der stärkeren Beteiligung kleiner und rnitttierer 
Unternehmen an den bilateralen Wirtschafts beziehungen. 

Zu Artikel 10: 

Die Beilegung von Streitfällen zwischen den Unternehmen beider Staaten soll primär durch 
freundschaftliche Lösungen im beiderseitigen Einvernehmen erfolgen. Die Vertragsparteien werden 
die Streitbeilegung durch Schiedsgerichte und die Anwendung der UNCITRAL-Schiedsregeln för­
dern. 

Zu Artikel 11: 

Abkommensänderungen oder der Ablauf seiner Gültigkeit sollen auf die Abwicklung vorher 
abgeschlossener Untemehmensverträge keinen Einfluß haben. 

Zu Artikel 12: 

Als höchstes bilaterales Wirtschaftsforum wird eine "Gemischte Kommission" errichtet, weIche 
auf Vorschlag einer der beiden Vertragsparteien abwechselnd nach Österreich oder nach Belarus ein­
berufen wird. 
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Zu Artikel 13: 

Für den Fall der Teilnahme zumindest einer Vertragspartei am Europäischen Wirtschaftsraum 
(EWR) bzw. bei deren Beitritt zu den Europäischen Gemeinschaften (EG) ist vorgesehen, daß die Ver­
tragsparteien durch das vorliegende Abkommen insofern nicht gebunden sind, als die bestehenden 
Verpflichtungen mit dem jeweils geltenden Rechtsbestand unvereinbar sind. Mit dieser Bestimmung 
entfällt die Notwendigkeit einer formellen Kündigung des Abkommens. Die Weitergeltung der Bestim­
mungen des Abkommens, die nicht vorn EWR- bzw. vorn EG-Rechtsbestand erfaßt sind, erfolgt durch 
gemeinsame deklaratorische Feststellung der Vertragsparteien. 

Zu Artikel 14: 

Die GeItungsdauer des Abkommens wird mit einern Jahr festgelegt, mit automatischer Verlänge­
rung um jeweils ein weiteres Jahr. Die Kündigungsfrist beträgt drei Monate jeweils vor Ablauf der Gül­
tigkeit des Abkommens. 
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